
Entscheidungen Verfahrensrecht

barkeit der Verteidigerbestellung im Beschwerderechtszug zu eræff-
nen, zumal wenn sie dem ausdrçcklichen Wunsch des Angekl. wi-
derspricht und dieser anderweitig verteidigt ist.

So ist es hier, denn der Angekl. rçgt, dass die Bestellung eines zwei-
ten Verteidigers nicht geboten und die Ablehnung der Rçcknahme
objektiv willkçrlich sei, nachdem der erste Verteidiger nunmehr an
allen geplanten Verhandlungstagen die Verteidigung wird wahrneh-
men kænnen.«

Diesen zutreffenden Ausfçhrungen schließt sich der Senat an.
[...]

Mitgeteilt von RA Hansgeorg Birkhoff, Berlin.

Rçcknahme der
Pflichtverteidigerbestellung

StPO §§ 140, 143, 304, 305

Die Rçcknahme der Bestellung eines Rechtsanwaltes als
Pflichtverteidiger setzt jedenfalls voraus, dass der Wahl-
verteidiger zum Zeitpunkt der Rçcknahme der Bestellung
noch mandatiert ist sowie dauerhaft und nicht nur punk-
tuell zur Ûbernahme der Verteidigung des Angeklagten
bereit und in der Lage ist. (amtl. Leitsatz)

KG, Beschl. v. 30.06.2016 – 3 Ws 309, 310/16

Aus den Grçnden: I. [...] Der Angekl. wird von RAin B. vertre-
ten, die am 05.12.2014 zu seiner Pflichtverteidigerin bestellt wor-
den war. Am 03.05.2016, dem 20. Verhandlungstag, ist fçr den
Angekl. zusåtzlich RA E. aus Dçsseldorf als Wahlverteidiger unter
Vorlage einer vom Angekl. unterzeichneten Vollmacht aufgetreten.
Laut Protokoll erklårte er, dass er nur als vorçbergehende Unter-
stçtzung der Pflichtverteidigerin fçr die Sitzungen am 03. und
04.05.2016 auftreten wird. Sowohl die beiden Verteidiger als
auch der Angekl. gaben çbereinstimmend an, dass eine Aufhebung
der Pflichtverteidigung der RAin nicht gewçnscht ist. Daraufhin
hat die Vors. angeordnet, dass eine Entscheidung çber die Ent-
pflichtung der RAin nach § 143 StPO zurçckgestellt wird. Am
Ende des Sitzungstages hat die Vors. neben den bereits terminierten
Sitzungstagen [...] weitere Fortsetzungstermine [...] bestimmt [und]
die Prozessbeteiligten, mit denen diese Termine zuvor besprochen
worden sind, mçndlich geladen. Der Wahlverteidiger hat zwar am
04.05.2016, aber nicht am 17.05., dann aber wieder am 24.05. an
der Hauptverhandlung teilgenommen, am 24.05. jedoch mit der
Erklårung, er werde nur bis 11.00 Uhr und erneut lediglich zur
vorçbergehenden Unterstçtzung der Pflichtverteidigerin anwesend
sein. [...]

Am 27.05.2016 erließ die Vors. [...] die angefochtene Entscheidung
nach § 143 StPO, die sie maßgeblich damit begrçndet, dass RA E.
entgegen seiner Ankçndigung an 3 und nicht nur an 2 Sitzungs-
tagen an der Hauptverhandlung teilgenommen habe und in die
Sache offenbar eingearbeitet sei. Seine gleichzeitige Bestellung
zum Pflichtverteidiger diene der Sicherung des Verfahrens. Dies
sei wegen der bereits fortgeschrittenen Beweisaufnahme und wegen
des denkmæglichen Ausfalls aufgrund unzureichender finanzieller
Mittel des Angekl. erforderlich. [...]

Der Angekl. legte gegen diese Entscheidung Beschwerde ein.

Zur Begrçndung wird im Wesentlichen vorgetragen, dass weder die
Verteidiger noch der Bf. rechtliches Gehær erhalten håtten. RA E.
sei nur an zwei Tagen zur punktuellen Unterstçtzung der Pflicht-
verteidigerin bei der Vernehmung des ehemaligen Mitangekl. an-
wesend gewesen, und nur weil sich die Vernehmung verzægert habe,
sei er auch noch am 24.05. anwesend gewesen. Er habe sich auf die

Vernehmung dieses Zeugen vorbereitet. Eine regelmåßige Teilnah-
me an dieser Hauptverhandlung sei nicht geplant gewesen und
kænne er auch aufgrund der Distanz, der »zivilistischen Ausrich-
tung« seiner anwaltlichen Tåtigkeit und der Terminskollisionen
nicht sicherstellen. [...]

II. Die Beschwerde des Angekl. gegen die Rçcknahme der
Bestellung der RAin B. als Pflichtverteidigerin wegen der
Wahl des RA E. zum Verteidiger und gegen dessen Beiord-
nung als Pflichtverteidiger hat Erfolg.

1. Sie ist gem. § 304 StPO zulåssig. Denn die angegriffene
Vfg. zåhlt nicht zu solchen Entscheidungen, die nach § 305
Abs. 1 StPO der Beschwerde entzogen sind. Zwar handelt es
sich bei der Verfçgung der Vors. um eine solche, die der des
erkennenden Gerichts gleichzustellen ist, sie steht jedoch
nicht in einem inneren Zusammenhang mit der Urteilsfin-
dung, sondern dient der Sicherung des justizfærmigen Ver-
fahrens und hat eigenståndige verfahrensrechtliche Bedeu-
tung (vgl. Senat StV 2009, 572; KG, Beschl. v. 10.07.2015
– 1 Ws 44/15 und v. 29.07.2013 – 2 Ws 369/13, jew. bei
juris; OLG Kæln StV 2007, 288 ff.).

2. Die Beschwerde ist auch begrçndet.

Die Rçcknahme der Bestellung von RAin B. als Pflichtver-
teidigerin des Angekl. ist gem. § 143 StPO rechtsfehlerhaft
und daher aufzuheben. Fçr die Beiordnung des RA E. als
Pflichtverteidiger zur Sicherung des Verfahrens war daher
kein Raum.

Nach § 143 StPO ist grds. die Bestellung eines Pflichtvertei-
digers zurçckzunehmen, wenn ein anderer Verteidiger ge-
wåhlt wird und dieser die Wahl annimmt. Eine Ausnahme
von diesem Grundsatz liegt dann vor, wenn ein unabweisba-
res Bedçrfnis dafçr besteht, den Pflichtverteidiger neben
dem Wahlverteidiger tåtig bleiben zu lassen (vgl. OLG Bran-
denburg, Beschl. v. 05.03.2014 – 1 Ws 18/14 – m.w.N, ju-
ris).

a)Die Rçcknahme der Bestellung setzt jedenfalls voraus, dass
der Wahlverteidiger zum Zeitpunkt der Rçcknahme der Be-
stellung des Pflichtverteidigers noch mandatiert ist sowie
dauerhaft und nicht nur punktuell zur Ûbernahme der Ver-
teidigung des Angekl. bereit und in der Lage ist.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.

RA E. hat von Anfang an gegençber dem Gericht klar zum
Ausdruck gebracht, dass seine Beauftragung als Wahlvertei-
diger temporår sein sollte und zwar bezogen auf die Sitzungs-
tage am 03., 04. und spåter auch am 24.05.2016. Sie habe
auf die Dauer der Vernehmung des ehemaligen Mitangekl.
als Zeugen beschrånkt sein sollen, nur insoweit habe er die
Pflichtverteidigerin unterstçtzen sollen. In diesen Ausschnitt
der Beweisaufnahme sei er eingearbeitet. Seine Beauftragung
sei danach beendet.

Der Senat hat keinen Anlass, an diesen Angaben zu zweifeln.
Das Wahlmandat war von vornherein auf diese Sitzungstage
beschrånkt, so dass am 27.05.2016, also zum Zeitpunkt der
Entscheidung der Vors., die Voraussetzungen des § 143
StPO nicht mehr vorlagen. Anhaltspunkte dafçr, dass doch
eine dauerhafte Beauftragung zur Verteidigung des Angekl.
in der zum Zeitpunkt des Auftretens des RA bereits 19 Ver-
handlungstage andauernden Hauptverhandlung und damit
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bereits fortgeschrittenen Beweisaufnahme çber den
24.05.2016 hinaus erfolgt ist, ergeben sich weder aus der an-
gegriffenen Entscheidung noch anderweitig. Auch fehlen tat-
såchlich belastbare Hinweise darauf, dass sich RA E., wie in
dem angefochtenen Beschl. behauptet, in den gesamten Ver-
fahrensstoff eingearbeitet hat. Auf der Grundlage seines eige-
nen, nachvollziehbaren und nicht widerlegten Vorbringens
ist er auch nicht geeignet, das Verfahren sichern zu kænnen.
Seinem Beschwerdevorbringen, er kænne aufgrund der råum-
lichen Distanz zwischen D. und B., bestehender Terminskol-
lisionen und seinem Tåtigkeitsschwerpunkt »Zivilrecht« eine
ordnungsgemåße Verteidigung nicht gewåhrleisten, kann der
Senat folgen. Selbst wenn die Vors. der StrK bestehende Ter-
minskollisionen nach der Beschwerdeentscheidung durch
Absprachen beseitigen will, åndert dies an dem bereits been-
deten Mandat und der darçber hinaus fehlenden Bereitschaft
des RA E. zur ordnungsgemåßen Verteidigung nichts. [...]

Mitgeteilt vom 3. Strafsenat des KG, Berlin.

Notwendigkeit der Verteidigung nach
Strafmaßberufung der StA
StPO § 140 Abs. 2

Verfolgt die Staatsanwaltschaft mit der Berufung die Ver-
urteilung zu einer Freiheitsstrafe anstatt einer Geldstrafe,
ist fçr das weitere Verfahren wegen Schwierigkeit der
Rechtslage die Mitwirkung eines Verteidigers (§ 140
Abs. 2 StPO) geboten. (amtl. Leitsatz)

OLG Naumburg, Beschl. v. 19.01.2016 – 2 Ws (s) 2/16

Aus den Grçnden: I. Das AG Merseburg hat dem Angekl., der
sich vor Beginn der Hauptverhandlung v. 24.09.2015 långer als
3 M. in Haft [...] befunden hatte, mit Beschl. v. 31.08.2015
RA K. [...] gem. § 140 Abs. 1 Nr. 5 StPO als Pflichtverteidiger bei-
geordnet. Das AG hat den Angekl. sodann wegen Diebstahls zur
Geldstrafe von 90 Ts. zu jew. 3 E verurteilt.

Gegen dieses Urt. hat die StA Berufung eingelegt, mit der sie die
Verurteilung des Angekl. zu einer Freiheitsstrafe von 6 M. weiter
verfolgt.

Nachdem der Angekl. am 16.11.2015 aus der Haft entlassen wor-
den war, hat das LG Halle mit Beschl. v. 14.12.2015 die Bestellung
von RA K. als Pflichtverteidiger aufgehoben und der dagegen ge-
richteten Beschwerde nicht abgeholfen.

II. Die zulåssige Beschwerde (§ 304 StPO) ist begrçndet.

Die Mitwirkung des Verteidigers ist trotz der Haftentlassung
des Angekl. gem. § 140 Abs. 2 StPO weiter notwendig. Nach
dieser Vorschrift bestellt der Vors. auf Antrag oder von Amts
wegen einen Verteidiger, wenn wegen der Schwere der Tat
oder wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die
Mitwirkung eines Verteidigers geboten erscheint oder wenn
ersichtlich ist, dass sich der Besch. nicht selbst verteidigen
kann.

Jedenfalls wegen der Schwierigkeit der Rechtslage ist die Mit-
wirkung des Verteidigers in der Berufungsinstanz geboten.
Die StA verfolgt mit ihrer Berufung das Ziel, dass der Ange-
kl. statt zu einer Geldstrafe zu einer Freiheitsstrafe verurteilt
wird. Fçr Fålle dieser Art sind wegen der unterschiedlichen
Bewertungen der Rechtsfolgenerwartung durch das Gericht

und die StA die zu entscheidenden Fragen als schwierig ein-
zustufen (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt-StPO, 58. Aufl., § 140
Rn. 26a, OLG Karlsruhe, Beschl. v. 20.03.2001 – 1 Ss
259/00, juris). Solche unterschiedlichen Ansichten von Ge-
richt und StA stellen fçr den juristischen Laien »eine schwie-
rige Rechtslage« i.S.v. § 140 Abs. 2 StPO dar.

Mitgeteilt vom 2. Strafsenat des OLG Naumburg.

Pflichtverteidigung in der Strafvoll-
streckung, hier: Bewåhrungswiderruf
StPO §§ 140 Abs. 2, 453; StGB § 56f

Im Verfahren zur Prçfung des Widerrufs der Strafausset-
zung zur Bewåhrung kommt ein Fall notwendiger Vertei-
digung analog § 140 Abs. 2 StPO in Betracht, wenn im
vorherigen Vollstreckungsverfahren bereits mehrfach
Entscheidungen wegen Verfahrensfehlern aufgehoben
werden mussten.

OLG Kæln, Beschl. v. 09.05.2016 – 2 Ws 294-295/16

Mitgeteilt von RA Christian Kemperdick, Kæln.

Anm. der Red.: S. dazu auch BVerfGE 70, 297 = StV 1986, 160 f.,
OLG Frankfurt/M. StRR 2008, 225, OLG Hamm, Beschl. v.
03.01.2008 – 3 Ws 704/07, OLG Kæln, Beschl. v. 28.12.2006 –
2 Ws 665/06 = OLGSt StPO § 140 Nr. 22.

Einvernehmlicher Wechsel des
Pflichtverteidigers
StPO §§ 142, 143

1. Ein einvernehmlicher Wechsel des Pflichtverteidigers
kann auch wåhrend der laufenden Hauptverhandlung er-
folgen, wenn der bisherige Pflichtverteidiger damit ein-
verstanden ist und durch die Beiordnung des neuen Ver-
teidigers weder eine Verfahrensverzægerung noch Mehr-
kosten fçr die Staatskasse verursacht werden.

2. Die Entpflichtung eines Verteidigers aufgrund einer
nachhaltigen und endgçltigen Erschçtterung desVertrau-
ensverhåltnisses zwischen ihm und seinem Mandanten
ist geboten, wenn der Verteidiger in anderer Sache An-
sprçche zur Insolvenztabelle derjenigen Gesellschaft an-
gemeldet hat, deren frçheren Geschåftsfçhrer er nun-
mehr verteidigt, und wenn der Insolvenzverwalter im
weiteren Verfahren wegen verspåteter Insolvenzantrag-
stellung Ansprçche gegen diesen Mandanten (den ehe-
maligen Geschåftsfçhrer) geltendmacht. (amtl. Leitsåtze)

OLG Naumburg, Beschl. v. 29.09.2016 – 1 Ws (s) 318/16

Mitgeteilt von RA Dr. Maik Bunzel, Cottbus.

Zustellung an Rechtsanwalt
StPO § 145a

Die Ermåchtigung zur Entgegennahme von Zustellungen
bleibt auch dann, wenn im Verhåltnis zwischen dem Be-
troffenen und dem Verteidiger die Verteidigungsvoll-
macht erloschen ist, aus Grçnden der Rechtssicherheit
im Außenverhåltnis so lange bestehen, bis das Erlæschen
der Vollmacht dem Gericht mitgeteilt wird.
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